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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Europapolitik 


Seit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte, der 
Binnenmarkt-Initiative 1992 der EG -Kommission und den Ent- 
scheidungen des Brüsseler Sondergipfels der Staats- und Regie- 
rungschefs der Gemeinschaft hat der europäische Einigungspro- 
zeß eine neue Dynamik gewonnen. 

Diese neue Dynamik muß genutzt werden, um die Europäische 
Gemeinschaft sozial und ökologisch zu gestalten und das Ziel der 
politischen und wirtschaftlichen Einheit Europas zu verwirkli- 
chen. Die Chancen für eine gesamteuropäische Kooperation und 
damit auch für die Verwirklichung einer gesamteuropäischen 
Friedensordnung sind deutlich gewachsen. Die Bemühungen um 
Fortschritte für den Zusammenhalt der Deutschen müssen in die- 
sen Prozeß eingebracht werden. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die positive Entwicklung der EG-Pohtik darf nicht von den 
Problemen ablenken, die die Gemeinschaft bisher nicht 
gelöst hat. Hierzu gehören u. a. die europaweite Massenar- 
beitslosigkeit, die fortschreitende Zerstörung unserer 
Umwelt, die großen regionalen Ungleichgewichte innerhalb 
der Gemeinschaft und wichtige, für die Verwirklichung des 
Binnenmarktes erforderliche Entscheidungen. 

2. Der Deutsche Bundestag unterstützt die Schaffung des ein- 
heitlichen europäischen Binnenmarktes. 

Da der Binnenmarkt die politischen, wirtschafthchen, sozia- 
len und gesellschaftlichen Strukturen in der Gemeinschaft 
und in ihren Mitgliedstaaten weitgehend verändern wird, 
kommt seiner gleichrangigen, wirtschafthchen, sozialen und 
ökologischen Ausgestaltung besondere Bedeutung zu. 

Darüber hinaus ist der europäische Binnemarkt ein wich- 
tiger Schritt auf dem Weg zur Europäischen Union. Nur als 
pohtische und wirtschaftliche Einheit kann sich Europa auch 
zukünftig gegenüber seinen Partnern in der Welt behaup- 
ten. 
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3. Die Vollendung des Binnenmarktes bedeutet auch eine qua- 
litative Veränderung der Beziehungen zwischen der Euro- 
päischen Gemeinschaft und den übrigen europäischen 
Staaten. 

Daher kommt dem weiteren Ausbau der Beziehungen zwi- 
schen EG und EFT A- Staaten zu einem gemeinsamen euro- 
päischen Wirtschaftsraum eine besondere Bedeutung zu. 

Mit der Gemeinsamen Erklärung von EG und RGW vom 
Juni 1988 sind die Möghchkeiten zur Verbesserung ihrer 
gegenseitigen Beziehungen auf pohtischer und wirtschaft- 
hcher Ebene gewachsen. Diese Entwicklung und die An- 
näherung zwischen den Großmächten gibt Hoffnung, den 
trennenden Charakter der Grenzen in Europa zu überwin- 
den, die Kooperation zwischen Ost und West zu verstärken 
und eine europäische Friedensordnung zu verwirklichen. 

4. Eine zwischen den EG-Staaten koordinierte Wirtschaftspoh- 
tik, die der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Vorrang ein- 
räumt, ist dringend erforderhch, soll sich der mit der Ver- 
wirkhchung des Binnenmarktes größer gewordene ökono- 
mische Spielraum in Beschäftigungschancen umsetzen. 

5. Die Mitghedstaaten der Europäischen Gemeinschaft haben 
bei deren Gründung einen entscheidenden Teü ihrer 
Gesetzgebungsbefugnisse auf die Organe der EG übertra- 
gen. Dies hat zu einem Kompetenzverlust bei den nationalen 
Parlamenten geführt. 

Demgegenüber verfügt das Europäische Parlament, trotz 
gewisser Verbesserungen durch die Einheithche Europäi- 
sche Akte, nach wie vor noch nicht über genügend Rechte, 
so daß Entscheidungen der EG weitgehend ohne ausrei- 
chende parlamentarische Kontrolle getroffen werden. 

Europäischer Fortschritt darf aber nicht zum Verlust von 
Demokratie und parlamentarischer Kontrolle führen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. darauf hinzuwirken, daß das Europäische Parlament, das am 
18. Juni 1989 zum dritten Mal direkt gewählt wird, mehr 
Entscheidungsrechte in allen Bereichen der Europapolitik 
erhält, in denen die nationalen Parlamente ihre Entschei- 
dungskompetenzen bereits verloren haben. 

Das Europäische Parlament muß die Rechte erhalten, die 
einer Volksvertretung in einer parlamentarisch verfaßten 
Demokratie zustehen; 

2. im Rat darauf hinzuwirken, daß Staatsangehörige anderer 
Mitgliedstaaten im Land ihres ständigen Wohnsitzes das 
Wahlrecht für die Wahlen zum Europäischen Parlament und 
die Möghchkeit erhalten, wahlweise die Kandidaten ihres 
Aufenthaltslandes zu wählen; 

3. sich im Rat nachdrücklich dafür einzusetzen, daß das kom- 
munale Wahlrecht für die Bürger und Bürgerinnen der Euro- 
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päischen Gemeinschaft, die seit mindestens fünf Jahren in 
einem anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft wohnhaft 
sind, gewährt wird; 

4. Initiativen für die Schaffung der Europäischen Union, d. h. 
für eine Europäische Pohtische Gemeinschaft zu ergreifen 
und das neu zu wählende Europäische Parlament bei seinen 
Bemühungen um die Weiterentwicklung und Konkretisie- 
rung des Vertragsentwurfs für eine Europäische Union aus 
dem Jahre 1984 zu unterstützen; 

5. alle Anstrengungen zu unternehmen, damit durch den Bin- 
nenmarkt keine neuen Grenzen in Europa entstehen. Auch 
nach Vollendung des Binnenmarktes muß die Europäische 
Gemeinschaft eine offene Gemeinschaft bleiben. Sie muß 
insbesondere ihre Beziehungen zu den europäischen Part- 
nern, sowohl in der EFTA wie auch im RGW, weiter aus- 
bauen und vor allem den Ländern der Dritten Welt Zugang 
zum europäischen Binnenmarkt garantieren-, 

6. die Kommission der Europäischen Gemeinschaft zu drängen, 
ein detailliertes Programm für die Gestaltung eines europäi- 
schen Sozialraumes vorzulegen auf der Grundlage einer 
europäischen Charta sozialer Grundrechte. Die soziale Aus- 
gestaltung des EG -Binnenmarktes muß sichergestellt wer- 
den. Die Charta sozialer Grundrechte muß Mindeststandards 
für Arbeitsbedingungen festlegen, die in keinem Land unter- 
schritten werden dürfen. Auch im europäischen Binnenmarkt 
muß die Sicherung der Mitbestimmung garantiert werden; 

7. darauf hinzuwirken, daß die Europäische Gemeinschaft zu 
einer Umweltgemeinschaft entwickelt wird. Im Mittelpunkt 
der Bemühungen der Bundesregierung müssen die Forde- 
rung und Durchsetzung hoher Umweltstandards und die 
ökologische Erneuerung der Industriegesellschaft im EG- 
Binnenmarkt stehen; 

8. im Rat darauf hinzuwirken, daß eine gemeinsame For- 
schungspolitik entwickelt und finanziert wird, deren Ziel es 
ist, den Einsatz von Rohstoffen und Energie zu verringern, 
die Umwelt zu schützen und zur Humanisierung der Arbeits- 
welt beizutragen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rat dem Vor- 
schlag eines EG -Forschungsprogramms im Gesundheitsbe- 
reich zur Prädiktiven Medizin - Analyse des menschlichen 
Genoms ~ (Drucksache 11/3555) so lange nicht zuzustim- 
men, als nicht mindestens die Empfehlung des Ausschusses 
für Forschung und Technologie'durchgesetzt ist und darüber 
hinaus sichergestellt ist, daß die Ergebnisse einer europa- 
weit durchzuführenden Untersuchung vorhegen, damit Nut- 
zen und Gefahr der Humangenetik öffenthch diskutiert und 
bewertet werden können; 

9. darauf zu drängen, daß die Airbeiten in dem vom Europäi- 
schen Rat in Hannover eingesetzten Ausschuß für die Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion terminge- 
recht zum Abschluß gebracht werden. 
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Soll der Binnenmarkt seine volle Wirkung entfalten, muß das 
Europäische Währungssystem stufenweise zu einer Europäi- 
schen Währungsunion fortentwickelt werden. Ziel dieser 
Entwicklung muß die volle europäische Währungseinheit 
mit einer imabhängigen europäischen Zentralbank sein. 

Bonn, den 19. Januar 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 
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